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Protestwähler. Lieber ein Verführer
als ein graues Parteiprogramm
Politologe Andreas Ladner über den Niedergang der traditionellen Parteien – von Stefan von Bergen

BILD KEYSTONEImmer mehr Wähler wählen sprunghaft oder gar nicht. Demonstranten gegen Jean-Marie Le Pens Wahlerfolg kritisieren Frankreichs Nichtwähler.

Herr Ladner, verkommen
Wahlen in Europa zu einem
zynischen Spiel, in dem man
ohne echte Überzeugung
abwählt statt wählt und
Denkzettel verteilt?
Der Umgang mit dem Wählen
verändert sich tatsächlich. Man
wählt nicht mehr mit der glei-
chen Konstanz und mit dem glei-
chen Pflichtbewusstsein wie
früher, als man von einer Partei
überzeugt war und ihr treu blieb.
Heute wird auch gewählt, um ein
Missbehagen kundzutun. Das
tun zwar nicht Mehrheiten. Aber
ein Teil der Leute, die lange im-
mer die gleiche Partei gewählt
haben, wollen dieser plötzlich
einen Denkzettel verpassen. In
der Schweiz macht etwa die SVP
in den Zürcher Goldküstenge-
meinden, einer FDP-Hochburg,
erstaunlich viele Stimmen. 

In Frankreich haben die
Denkzettelwähler ein politi-
sches Erdbeben ausgelöst.
Auch in Frankreich waren es nur
ein paar wenige Prozent Wech-
selwähler. Wenn schon nur
zweioder drei Prozent der Stim-
men nicht zu den Trotzkisten
sondern zu den Sozialisten ge-
gangen wären, hätte Le Pen den
zweiten Wahlgang nicht erreicht. 

Le Pens Erfolg ist doch mehr
als nur Wahlarithmetik!
Le Pen hat nur etwa 250 000
Stimmen mehr erreicht als bei
den letzten Präsidentschafts-
wahlen. Die Wahlbeteilung sank
aber. Deshalb stand er prozen-
tual besser da. Es waren nicht
dramatische Verschiebungen, sie
hatten aber dramatische Folgen.
Natürlich gibt es noch weitere
Gründe: Die Kriminalität ist in
Frankreichs Banlieus ein Prob-
lem. Und die Wähler schienen
unzufrieden mit der «Cohabita-
tion» von Bürgerlichen und So-
zialisten, die ähnliche Program-
me vertreten. Deshalb wurden
vermehrt die Extreme gewählt.

Eine wachsende Zahl von
Wählern wählt nicht einmal
znyisch, sondern überhaupt

nicht. Bei den Berner Kan-
tonswahlen waren es eben
über 70 Prozent. Wem nützen
eigentlich die Nichtwähler?
Früher ging man davon aus, dass
eine hohe Wahlbeteiligung der
Linken helfe, weil diese die Mas-
se der Arbeiter organisiere. Heu-
te ist es eher so, dass die Rechten
von einer grossen Mobilisierung
profitieren würden. Das hat man
bei einigen Schweizer Abstim-
mungen gesehen, die stark mobi-
lisierten und unerwartet hohe
Anteile für die SVP ergaben.
Weil die SVP im Kanton Bern
Regierungs- und nicht Protest-
partei ist, profitiert sie auch von
einer tieferen Wahlbeteilung.
Generell geht es um die Frage: Ist
es ein Problem, wenn 60 Prozent
nicht an die Urne gehen?

Es ist doch ein Problem, wenn
sich immer weniger Leute für
Politik interessieren?
In der Schweiz haben wir uns
mit der tiefen Stimmbeteilung ar-
rangiert. In anderen Ländern, et-
wa in Frankreich, beginnt man
sie überhaupt erst zu beklagen.
Aber die Frage ist doch: Ist eine
möglichst hohe Wahlbeteiligung
Garant für eine bessere Politik?

Ist sie es denn nicht?
Es ist mir jedenfalls keine Studie
bekannt, die das hinreichend be-
gründen würde. Wahlentscheide
wären vielleicht besser legiti-
miert. Aber wichtiger ist, ob man
überhaupt die Gelegenheit hat,
an Wahlen teilzunehmen und
dass mit einer gebührenden
Sorgfalt gewählt wird. Wir wer-
den nie mehr eine Zeit erleben,
in der sich alle an Wahlen betei-
ligen werden. Die Leute orien-
tieren sich heute vermehrt am
Outcome der Politik. Wie Kun-
den: wenn es gut funktioniert,
sind sie zufrieden mit den Politi-
kern und wählen sie wieder. 

Wählt man heute lieber
Personen als Programme?
Personen haben sicher an Be-
deutung gewonnen. Das hat

auch mit den Medien zu tun, weil
man über Personen besser be-
richten kann als über Parteipro-
gramme. Es ist sinnlos zu bedau-
ern, dass die Wähler heute vor
der Wahl nicht mehr fünf Partei-
programme studieren. Aber ich
bin optimistisch genug, dass sich
Personen durchsetzen, die ihr
Programm mit einer gewissen
Glaubhaftigkeit vertreten. 

Ist es glaubhaft, wenn Chris-
toph Blocher vom drohenden
Sozialismus und Silvio
Berlusconi von einem kommu-
nistischen Putsch sprechen?
Die Leute haben immer eine spe-
zifische Wahrnehmung dessen,
was ihnen geboten wird. Wer
Blocher oder Berlusconi wählt,
interessiert sich nicht für den
historischen Wahrheitsgehalt ih-
rer Aussagen. Diese sind über-
spitzt, aber sie kommen beim
Wähler rüber als Gefühl, dass es
da etwas Linkes gibt im Staat.
Das ist auch nicht völlig falsch.
Forderungen, die von den 68ern
vertreten wurden – etwa die Le-
galisierung weicher Drogen oder
das Konkubinat –, sind heute
mehr oder weniger zu konsen-
sualen Werten geworden. Leute
mit einem konservativen Stand-

punkt können folgerichtig zum
Schluss kommen, sie seien von
linken Werten beherrscht. 

Ist Politik heute ein rhetori-
scher Schlagabtausch zwi-
schen Positionen, an die man
gar nicht richtig glaubt?
Es gehört heute zum Spiel der
Politik, dass man mit Überspit-
zungen und Extrempositionen
das eigene Lager durchzubrin-
gen versucht. Man geht an die
Schmerzgrenze und hält sich
aber noch eine Hintertüre offen,
durch die man sich argumentativ
aus der Affäre ziehen könnte.
Die SVP macht das wunderbar
vor. Aber auch die Linke arbeitet
so: Die SP unterstützt etwa die
Halbierung des Verkehrs, ob-
wohl sie das nicht will und weiss,
dass es unrealistisch ist. Diese
Methode ist aber zweischneidig.
Bei den medialen Diskussionen
verschafft man sich so mehr
Gehör, die Wähler hören aber
nicht genau hin. Sie sagen sich:
Das finde ich doch auch, endlich
sagt es einer mal. Was der Preis
einer zugespitzten Forderung ist,
überlegt man dann nicht mehr. 

Vor einem Jahr wurde Italiens
Ministerpräsident Berlusconi

gewählt. Zeigt sein Beispiel,
dass Wähler im vollen Wissen
einen Verführer wählen? 
Berlusconi hat tatsächlich etwas
von einem Verführer. Er hat et-
was Allmächtiges, weil er durch
seinen Reichtum und seine Kon-
trolle über die Medien Möglich-
keiten zur Verfügung hat wie
kaum ein Politiker. Er ist für das
Funktionieren der Demokratie
eine Bedrohung. Erstaunlicher-
weise hat Italien wenig darauf
reagiert, es hat ihn gar wiederge-
wählt. Ich kann mir das nur er-
klären durch ein politisches Sys-
tem, das nie Stabilität erlangt hat
und anfällig ist auf Korruption.
Die Italiener sagen sich viel-
leicht: Wir haben alle Varianten
und Koalitionen probiert, kaum
eine überlebte länger als fünf
Monate. Aus diesem Verdruss
heraus nimmt man Berlusconi
vielleicht als grossen Captain
wahr. Und es gab sicher auch ei-
ne Sympathie für seine Grande-
zza, die die Leute blendet.

Berlusconis Partei «Forza
Italia» mutet an wie eine
applaudierende Showtruppe.
Ist das die Partei der Zukunft?

Die Linke krebst, die
Rechte rückt vor,
zuletzt in Holland
und Frankreich. Was
ist los in Europa?
Herkömmliche Par-
teien verlieren ihre
soziale Verankerung,
das Wählen wird zum
Spiel von Verführung
und Verweigerung,
sagt Politologe 
Andreas Ladner.
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«Es ist sinnlos zu bedauern,
dass die Wähler vor Wahlen

nicht mehr fünf Parteipro-
gramme studieren.»


